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Anhörung zum Thema Gesichtsschleier, Drucksache 19/1315

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Hochschulen und das
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (Hochschulgesetz- HSG), Drucksache 19/1290

Sehr geehrter Herr Schmidt,

ich nehme für die Universität zu Lübeck zur Anhörung zum Thema Gesichtsschleier und zum Gesetz-

entwurfder Fraktion der AfD wie folgt Stellung:

Ein Verbot der Gesichtsverhüllung betrifft einen grundrechtlich geschützten, sensiblen Bereich, wel-

ches nur im Wege einer umfassenden Güterabwägung zu beantworten sein dürfte. Der Vorschlag ei-

nes pauschalen Verbots würde das aus unserer Sicht zunächst nicht berücksichtigen und die genann-

ten Gründe für das Verbot erscheinen auf Anhieb nicht ausreichend für eine derartige Setzung. Im

Übrigen ist aus Sicht der Universität zu Lübeck bereits die Formulierung des Gesetzes irritierend, aus

der nicht hinreichend hervorgeht, was entgegenstehende Hochschulbelange sein sollen. Angesichts

der entsprechend zu gewichtenden grundgesetzlich geschützten Religionsfreiheit könnten dies nur

Einzelfälle sein, so dass der Anwendungsbereich fraglich erscheint.
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Überdies sieht die Universität zu Lübeck aktuell keinen Anlass über ein Verbot von Verschleierungen

zu entscheiden. Sollte hier an der Universität ein relevanter Sachverhalt auftreten, werden wir die

dann geltende Rechtslage prüfen und im Einzelfall entscheiden.

Mit freundlichen Grüßen

Prof. Dr. Ga riele Gillessen-Kaesbach

Präsidentin
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